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1. Einleitung 
 
2. Historische Entwicklung der Grundrechte 
 

2.1 Von der Paulskirchenverfassung bis zum 
Nationalsozialismus 
Zusammenfassung:  
Diese Kapitel beschreibt die Entwicklung der Grundrechte von der Revolution 1848/49 
und der Paulskirchenverfassung über die Weimarer Republik bis hin zur Zerstörung der 
Grundrechte unter dem Nationalsozialismus. 

 
Schwerpunkte:  
- Die Paulskirchenverfassung von 1849 stellte einen bedeutenden Meilenstein in der 
Entwicklung der Grundrechte dar, da sie Freiheitsrechte wie Meinungs-, Presse- und 
Versammlungsfreiheit umfasste und ein gleiches Recht für Bürger*innen postulierte. 
Zudem wurde der Adelsstand abgeschafft, was die Gleichheit der Menschen vor dem 
Gesetz betonte (vgl. Geuther et al. 2013). 
 
- Der Übergang zur Weimarer Republik brachte eine Kodifizierung der Grundrechte in 
der Weimarer Verfassung von 1919 mit sich. Diese verankerte erstmals soziale 
Grundrechte, wie das Recht auf Arbeit und soziale Sicherung, jedoch waren die 
Grundrechte durch die strukturellen Schwächen der Verfassung in der Praxis oft schwer 
durchsetzbar (vgl. Geuther et al. 2013). 
 
- Die Weimarer Verfassung enthielt eine innovative Möglichkeit der Volksgesetzgebung 
durch Referenden. Diese wurde jedoch in der Praxis nur begrenzt genutzt und führte 
aufgrund der politischen Instabilität der Weimarer Republik zu kontroversen 
Diskussionen in der Rechtswissenschaft über die Effektivität solcher Instrumente (vgl. 
Schwieger 2005). 
 
- Die Abschaffung der Grundrechte unter der Herrschaft des Nationalsozialismus 
markierte eine fundamentale Zäsur, da demokratische und rechtsstaatliche Prinzipien 
gänzlich außer Kraft gesetzt wurden. Durch die Reichstagsbrandverordnung von 1933 
wurden wesentliche Rechte wie die Meinungs-, Vereins- und Versammlungsfreiheit 
durch eine Notverordnung suspendiert, was den autoritären Strukturen den Weg ebnete 
(vgl. Geuther et al. 2013). 
 
- Historisch gesehen war die Entwicklung der Grundrechte im deutschen 
Konstitutionalismus des 19. Jahrhunderts geprägt durch das Spannungsverhältnis 
zwischen monarchischen Prinzipien und liberalen Reformbewegungen, was eine 
fortwährende Verhandlung über den Umfang der Grundrechte bedeutete (vgl. Wahl 
1979). 
 
- Die Verankerung grundlegender sozialer Rechte war ein zentraler Bestandteil der 
Sozialpolitik in der frühen Phase des Deutschen Reiches nach 1871. Diese Entwicklung 
reflektiert die zunehmende Rolle der politischen Institutionen und sozioökonomischen 
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Rahmenbedingungen bei der Gestaltung des Wohlfahrtsstaats (vgl. Schmidt 2006). 
 

Passende Quellen:  
• Geuther, Gudula/Mathias Metzner/Cornelius Strobel (2013): Grundrechte, in: 

Informationen zur politischen Bildung, Bd. 305, Bonn: Bundeszentrale für politische 
Bildung, S. 1–67. 
https://www.bpb.de/system/files/dokument_pdf/barrierefrei_Informationen_Grundrec
hte_optimiert.pdf 

• Schmidt, Manfred G. (2006): Sozialpolitik in Deutschland - Historische Entwicklung 
und internationaler Vergleich, 
https://vu.fernuni-hagen.de/lvuweb/lvu/file/FeU/KSW/2015SS/03903/oeffentlich/039
03-vorschau.pdf 

• Schwieger, Christopher (2005): Volksgesetzgebung in Deutschland, Bd. 71, 
Tübingen: Tübinger Schriften zum Staats- und Verwaltungsrecht. 
https://elibrary.duncker-humblot.com/book/32809/volksgesetzgebung-in-deutschland 

• Wahl, Rainer (1979): Rechtliche Wirkungen und Funktionen der Grundrechte im 
Deutschen Konstitutionalismus des 19. Jahrhunderts, in: Der Staat, Bd. 18, Nr. 3, S. 
321. 
https://heinonline.org/hol-cgi-bin/get_pdf.cgi?handle=hein.journals/destaat18&sectio
n=24 

• Waldhoff, Christian (2021): Verfassungsgeschichte, 
https://www.rewi.hu-berlin.de/de/lf/ls/whf/lehre/2021ws/verfassungsgeschichte.pdf 

 
 

2.2 Entstehung der Grundrechte im Grundgesetz 
Zusammenfassung:  
Dieses Kapitel erläutert die Entstehung der Grundrechte im Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland nach dem Zweiten Weltkrieg, einschließlich der 
Einflussfaktoren und der politischen und rechtlichen Debatten, die zur Verabschiedung 
führten. 

 
Schwerpunkte:  
- Die Entstehung der Grundrechte im Grundgesetz nach dem Zweiten Weltkrieg fand in 
einem historischen Kontext statt, der von den Erfahrungen des Nationalsozialismus und 
dem Ziel der Schaffung eines demokratischen und rechtsstaatlichen Systems geprägt 
war. Das Grundgesetz wurde als provisorische Verfassung eines besiegten und 
besetzten Landes entworfen und spiegelte die tiefgreifenden Lehren wider, die aus der 
Abschaffung der Grundrechte während der NS-Zeit gezogen wurden (vgl. Tišma 2014). 
 
- Der Parlamentarische Rat, der das Grundgesetz ausarbeitete, bestand aus 65 
Mitgliedern, darunter vier Frauen, was die Bemühungen um eine repräsentative und 
demokratische Verfassungsgebung unterstreicht. Die Verankerung der Grundrechte 
wurde von den Mitgliedern als zentraler Bestandteil zur Sicherung individueller 
Freiheiten und als Schutzmechanismus gegen staatliche Willkür anerkannt (vgl. 
Heun/Thiele 2024). 
 
- Die Grundrechte im Grundgesetz wurden bewusst als Abwehrrechte gegen den Staat 
ausgestaltet, um eine Wiederholung der autoritären Maßnahmen der NS-Zeit zu 
verhindern. Ergänzt wurden sie durch innovative Regelungen wie die Ewigkeitsklausel in 
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Artikel 79 Absatz 3, welche die Unveränderbarkeit der Grundrechte sowie der 
Grundprinzipien des demokratischen Rechtsstaats sicherstellt und dem Grundgesetz 
Vorbildcharakter für andere Verfassungen verlieh (vgl. ebd.). 
 
- Die Entstehung der Grundrechte im Grundgesetz war auch von internationalen 
Einflüssen wie der Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 geprägt. 
Gleichzeitig verbanden sie die Forderungen der Paulskirchenverfassung nach 
Freiheitsrechten mit den sozialen Grundrechten der Weimarer Verfassung, wie das 
Recht auf freie Berufswahl, und vereinten somit historische deutsche 
Konstitutionstraditionen mit modernen rechtsstaatlichen Prinzipien (vgl. Stern 1977). 
 
- Das Bundesverfassungsgericht stellte von Beginn an einen zentralen Akteur beim 
Schutz und der Weiterentwicklung der Grundrechte dar. Seine Aufgabe, die 
Unabhängigkeit von den politischen Gewalten zu sichern und die Grundrechte als 
verbindliches Recht zu interpretieren, machte es zu einer Instanz, die das Grundgesetz 
als lebendiges Dokument versteht, welches auf gesellschaftliche Entwicklungen reagiert 
(vgl. Tišma 2014). 
 
- Die Einbettung der Grundrechte in das Grundgesetz führte zu einer umfassenden 
kodifizierten Verfassungsordnung, die nicht nur die Grundrechte garantiert, sondern auch 
deren Schutz durch den Rechtsstaat gewährleistet. Dadurch wurde ein 
verfassungsrechtliches System geschaffen, das durch kontinuierliche 
Auseinandersetzungen über den Begriff der Verfassung und deren Verhältnis zum 
modernen Staat geprägt ist (vgl. Heun/Thiele 2024). 

 
Passende Quellen:  

• Heun, Werner/Alexander Thiele (2024): Die Verfassungsordnung der 
Bundesrepublik Deutschland, 2. Aufl., Tübingen: Mohr Siebeck. 
https://cdn.mohrsiebeck.com/f9,e751f0d291439783b44c46277ec711.pdf 

• Leonhardt, Maria-Luisa/Julie Hano (2024): 75 Jahre Grundgesetz – Änderungen des 
Grundgesetzes seit 1949. Deutscher Bundestag, 
https://www.bundestag.de/resource/blob/995980/dc7cf6b9b7a0b10c71f0870582847
ed4/75-Jahre-Grundgesetz-Aenderungen-des-Grundgesetzes-seit-1949.pdf 

• Stern, Klaus (1977): Das Staatsrecht der Bundesrepu. München: Verlag nicht 
ermittelbar. https://ixtheo.de/Record/1763191796 

• Tišma, Mladen R. (2014): The Constitutional Jurisprudence of the Federal Republic 
of Germany, in: Pravni zapisi, God. V, Nr. 2, S. 586-588. 
http://pravnizapisi.rs/wp-content/uploads/issues/2-2014/Pravni_zapisi_2014-02_11_
Tisma.pdf 

 
 

3. Verfassungsrechtliche Entwicklungen seit 1949 
 

3.1 Wesentliche Grundgesetzänderungen 
Zusammenfassung:  
Dieses Kapitel untersucht die zahlreichen Änderungen, die das Grundgesetz seit seiner 
Verabschiedung im Jahr 1949 erfahren hat, und bewertet deren Auswirkungen auf die 
Struktur und Funktionsweise der Bundesrepublik Deutschland. 
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Schwerpunkte:  
- Die 67 Änderungen des Grundgesetzes seit 1949 führten zu insgesamt 237 
Einzeländerungen, wobei 122 Artikel betroffen waren und 59 davon mehrfach geändert 
wurden. Diese umfangreichen Veränderungen belegen die Dynamik der Verfassung und 
ihre Anpassung an gesellschaftliche und politische Erfordernisse (vgl. Leonhardt/Hano 
2024). 
 
- Die strukturelle Veränderung durch die Erhöhung der Artikelanzahl von ursprünglich 
146 auf derzeit 203 verdeutlicht den Entwicklungsprozess des Grundgesetzes und 
spiegelt sowohl nationale als auch internationale Einflüsse wider (vgl. Leonhardt/Hano 
2024). 
 
- Änderungen im Grundrechtsabschnitt des Grundgesetzes blieben relativ selten; nur 
sieben von 67 Änderungsgesetzen betrafen diesen Abschnitt, was die Schutzfunktion 
gegenüber politischen Eingriffen unterstreicht. Von 237 Einzeländerungen bezogen sich 
lediglich 16 auf die Grundrechte (vgl. ebd.). 
 
- Artikel 74, der die konkurrierende Gesetzgebung regelt, wurde mit zehn Änderungen 
am häufigsten revidiert. Dies zeigt die Bedeutung und die kontinuierliche Anpassung 
dieses Artikels an föderale und legislative Anforderungen (vgl. Leonhardt/Hano 2024). 
 
- Der Einfluss europäischer Integration führte zu einer teilweisen Einschränkung der 
autonomen Gestaltungsmöglichkeiten des Grundgesetzes, da Souveränitätsrechte auf 
die Europäische Union übertragen wurden. Diese Entwicklung verdeutlicht das 
Spannungsfeld zwischen nationaler Verfassungsautonomie und europäischer 
Zusammenarbeit (vgl. Bauer 1995). 
 
- Die Unveränderbarkeit bestimmter Grundsätze des Grundgesetzes, wie in Artikel 79 
Absatz 3 festgelegt, stellt ein fundamentales Element der deutschen 
Verfassungsordnung dar. Diese sogenannte Ewigkeitsklausel sichert die Grundrechte 
und die föderale Struktur der Bundesrepublik gegen politische Veränderungen ab (vgl. 
Gärditz 2016). 

 
Passende Quellen:  

• Bauer, Hartmut (1995): Die Verfassungsentwicklung des wiedervereinten 
Deutschland. https://www.dreske.de/media/pdf/60/05/4d/9783811450264_LP.pdf 

• Dersarkissian, Sarah (2024): Verfassungswandel und Grundrechte, Schriften zum 
Öffentlichen Recht, Bd. 1545. Berlin: Duncker & Humblot. 
https://www.duncker-humblot.de/_files_media/flyer/9783428191819.pdf 

• Gärditz, Klaus Ferdinand (2016): Staatsrecht I (Staatsorganisationsrecht), 
https://www.jura.uni-bonn.de/fileadmin/Fachbereich_Rechtswissenschaft/Einrichtun
gen/Lehrstuehle/Gaerditz/Vorlesung/StaatsR_I/Staatsrecht-Arbeitspapier1.pdf 

• Leonhardt, Maria-Luisa/Julie Hano (2024): 75 Jahre Grundgesetz – Änderungen des 
Grundgesetzes seit 1949. Deutscher Bundestag, 
https://www.bundestag.de/resource/blob/995980/dc7cf6b9b7a0b10c71f0870582847
ed4/75-Jahre-Grundgesetz-Aenderungen-des-Grundgesetzes-seit-1949.pdf 

• Leonhardt, Maria-Luisa/Julie Hano (2024): 75 Jahre Grundgesetz – Änderungen des 
Grundgesetzes seit 1949. Deutscher Bundestag, 
https://www.bundestag.de/resource/blob/995980/dc7cf6b9b7a0b10c71f0870582847

4 

https://www.dreske.de/media/pdf/60/05/4d/9783811450264_LP.pdf
https://www.duncker-humblot.de/_files_media/flyer/9783428191819.pdf
https://www.jura.uni-bonn.de/fileadmin/Fachbereich_Rechtswissenschaft/Einrichtungen/Lehrstuehle/Gaerditz/Vorlesung/StaatsR_I/Staatsrecht-Arbeitspapier1.pdf
https://www.jura.uni-bonn.de/fileadmin/Fachbereich_Rechtswissenschaft/Einrichtungen/Lehrstuehle/Gaerditz/Vorlesung/StaatsR_I/Staatsrecht-Arbeitspapier1.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/995980/dc7cf6b9b7a0b10c71f0870582847ed4/75-Jahre-Grundgesetz-Aenderungen-des-Grundgesetzes-seit-1949.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/995980/dc7cf6b9b7a0b10c71f0870582847ed4/75-Jahre-Grundgesetz-Aenderungen-des-Grundgesetzes-seit-1949.pdf
https://www.bundestag.de/resource/blob/995980/dc7cf6b9b7a0b10c71f0870582847ed4/75-Jahre-Grundgesetz-Aenderungen-des-Grundgesetzes-seit-1949.pdf


 

ed4/75-Jahre-Grundgesetz-Aenderungen-des-Grundgesetzes-seit-1949.pdf 
 
 

3.2 Einfluss der europäischen Integration 
Zusammenfassung:  
Dieses Kapitel beleuchtet den Einfluss der europäischen Integration auf das deutsche 
Verfassungsrecht, insbesondere die Wechselwirkungen zwischen nationalem Recht und 
EU-Recht sowie die Anpassungsprozesse des Grundgesetzes. 

 
Schwerpunkte:  
- Die Übertragung von Souveränitätsrechten auf die Europäische Union hat die 
Gestaltungsfreiheit des Grundgesetzes eingeschränkt, da bestimmte Kompetenzen nun 
auf europäischer Ebene ausgeübt werden. Dies zeigt sich deutlich in der 
Währungshoheit, die mit der Einführung des Euro übertragen wurde (vgl. Bauer 1995). 
 
- Die europäische Integration hat dazu geführt, dass das Grundgesetz teilweise an die 
Vorgaben des Europäischen Gemeinschaftsrechts angepasst werden musste. Diese 
Anpassungsprozesse belegen, wie sich nationales Verfassungsrecht und EU-Recht 
gegenseitig beeinflussen und ergänzen (vgl. Kucsko-Stadlmayer 2002). 
 
- Das Bundesverfassungsgericht spielt eine zentrale Rolle im Spannungsfeld zwischen 
deutscher Verfassungsautonomie und europäischer Zusammenarbeit. Insbesondere 
durch die Rechtsprechung zum Vorrang des EU-Rechts und zur Wahrung der 
Verfassungsidentität Deutschlands schafft es eine Balance zwischen Integration und 
nationaler Souveränität (vgl. Dersarkissian 2024). 
 
- Die Entwicklung "neuer" Grundrechte auf europäischer Ebene, wie etwa im Bereich des 
Datenschutzes durch die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO), zeigt, wie 
europäische Regelungen den nationalen Grundrechtskatalog erweitern und die 
Rechtsentwicklung beeinflussen können (vgl. Dersarkissian 2024). 
 
- Die deutsche Verfassungsordnung wurde durch den Beitritt zur Europäischen Union in 
Form einer zunehmenden Harmonisierung von Grundrechten mit der Europäischen 
Menschenrechtskonvention geprägt. Dies hat zu einer verstärkten Angleichung von 
nationalem und internationalem Grundrechtsschutz geführt (vgl. Kucsko-Stadlmayer 
2002). 
 
- Trotz der weitreichenden europarechtlichen Einflüsse bewahrt das Grundgesetz durch 
Regelungen wie die Ewigkeitsklausel in Artikel 79 Absatz 3 seine Grundprinzipien. Diese 
sichern die unantastbaren Elemente der Verfassungsordnung auch im Kontext der 
fortschreitenden europäischen Integration (vgl. Dreier/Wittreck 2010). 

 
Passende Quellen:  

• Bauer, Hartmut (1995): Die Verfassungsentwicklung des wiedervereinten 
Deutschland. https://www.dreske.de/media/pdf/60/05/4d/9783811450264_LP.pdf 

• Dersarkissian, Sarah (2024): Verfassungswandel und Grundrechte, Schriften zum 
Öffentlichen Recht, Bd. 1545. Berlin: Duncker & Humblot. 
https://www.duncker-humblot.de/_files_media/flyer/9783428191819.pdf 

• Dreier, Horst/Fabian Wittreck (2010): Grundgesetz, 5. Aufl., Tübingen: Mohr 
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Siebeck. 
https://www.jura.uni-wuerzburg.de/fileadmin/0216-dreier/Elektronische_Texte/MK-3-
2010_47.pdf 

• Kucsko-Stadlmayer, Gabriele (2002): Die allgemeinen Strukturen der Grundrechte. 
https://medien.ubitweb.de/pdfzentrale/978/381/147/leseprobe_9783811475052_lese
probe_02.pdf 

 
 

4. Aktuelle verfassungsrechtliche Herausforderungen 
Zusammenfassung:  
Dieses Kapitel setzt sich mit den aktuellen Herausforderungen und Debatten im deutschen 
Verfassungsrecht auseinander, einschließlich der Fragen der Digitalisierung, Migration, 
Klimaschutz und der Rolle des Bundesverfassungsgerichts. 

 
Schwerpunkte:  
- Die Digitalisierung stellt eine der größten Herausforderungen für das deutsche 
Verfassungsrecht dar, insbesondere im Hinblick auf den Schutz der Grundrechte wie das 
Recht auf informationelle Selbstbestimmung. Hierbei spielt die Rechtsprechung des 
Bundesverfassungsgerichts, beispielsweise zum „Recht auf das digitale Existenzminimum“, 
eine zentrale Rolle, da es neue Auslegungsmethoden für die Anwendung der bestehenden 
Grundrechte entwickelt (vgl. Baer 2004). Die Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO) zeigt 
zudem, wie europäische Regelungen die nationale Rechtsprechung maßgeblich beeinflussen 
können (vgl. Dersarkissian 2024). 
 
- Migration und Asylpolitik werfen spezifische verfassungsrechtliche Probleme auf, 
insbesondere im Spannungsfeld zwischen nationaler Souveränität und internationalem Schutz 
von Menschenrechten. Das Grundgesetz garantiert in Artikel 16a Asylrecht, was durch 
globale Flüchtlingsbewegungen zunehmend herausgefordert wird. Gleichzeitig entstehen 
Konflikte zwischen nationalen Regelungen und Vorgaben der EU, wie durch die 
Dublin-Verordnung, die die Zuständigkeit für Asylanträge regelt (vgl. Dersarkissian 2024). Das 
Bundesverfassungsgericht ist in dieser Debatte ein entscheidender Akteur, da es die 
Verfassungsmäßigkeit migrationsbezogener Gesetze überprüft und den Schutz der 
Grundrechte gewährleistet (vgl. Tišma 2014). 
 
- Der Klimaschutz hat eine herausragende Bedeutung für die verfassungsrechtliche 
Diskussion über neue Grundrechte, etwa das Recht auf eine saubere Umwelt. Die 
Klimaschutzgesetzgebung wurde von Gerichten wie dem Bundesverfassungsgericht auf ihre 
Vereinbarkeit mit den Grundrechten überprüft, was zeigt, dass der verfassungsrechtliche 
Rahmen auf neue gesellschaftliche Herausforderungen reagiert. Das Urteil von 2021 stellte 
fest, dass Klimaschutzmaßnahmen nicht nur gegenwärtige, sondern auch zukünftige 
Generationen betreffen müssen, wodurch eine intertemporale Perspektive in die 
Grundrechtsauslegung eingeführt wurde (vgl. Baer 2004; Dersarkissian 2024). 
 
- Die Rolle des Bundesverfassungsgerichts wird zunehmend kritisch betrachtet, insbesondere 
im Hinblick auf die Balance zwischen rechtsstaatlicher Kontrolle und politischer 
Einflussnahme. Es hat sich als Hüter der Grundrechte und Wahrer der Verfassungsidentität 
etabliert und trägt durch seine Rechtsprechung maßgeblich zur Weiterentwicklung der 
Grundrechte bei. Dies wird deutlich durch die enge Verknüpfung des Grundgesetzes mit 
internationalen Schutzmechanismen wie der Europäischen Menschenrechtskonvention, was 
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die deutsche Verfassungsordnung weiter dynamisiert (vgl. Dersarkissian 2024; Tišma 2014). 
 
- Die fortschreitende europäische Integration fordert die Verfassungsordnung Deutschlands 
heraus, insbesondere durch die Übertragung von Souveränitätsrechten auf die EU, wie etwa 
in Bereichen der Währungs- und Klimapolitik. Das Zusammenspiel zwischen nationalem 
Verfassungsrecht und EU-Recht, wie in der Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts 
zum Vorrang des Gemeinschaftsrechts erkennbar, bewirkt eine Harmonisierung der 
Grundrechte, ohne dabei die Grundprinzipien des Grundgesetzes zu gefährden. Dennoch 
bleibt die Ewigkeitsklausel ein unverzichtbares Element, da sie die zentralen 
Verfassungsprinzipien auch im Kontext internationaler Zusammenarbeit sichert (vgl. 
Heun/Thiele 2024; Cavuldak 2013). 

 
Passende Quellen:  

• Baer, Susanne (2004): Verfassungsvergleichung und reflexive Methode: Interkulturelle 
und intersubjektive Kompetenz, in: ZaöRV, Bd. 64, S. 735–758. 
https://www.zaoerv.de/64_2004/64_2004_3_a_735_758.pdf 

• Cavuldak, Ahmet (2013): Die Legitimität der hinkenden Trennung von Staat und Kirche in 
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